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Israel ist gegen die palästinensische Versöhnung   Mal Frykberg, Ramallah, 3. Mai

Israel ist über das in Kairo von den zwei wichtigen palästinensischen Parteien nach vier Jahren interner Konflikte erreichten Abkommen hergefallen und hat damit gedroht, weitere wirtschaftliche Sanktionen zu verhängen, zusätzlich dazu, dass es die für den Nachbarn eingenommenen Steuern zurückhält.

"Wir vereinbaren, eine Regierung von unabhängigen Personen zu bilden, die mit der Vorbereitung von Präsidenten- und Parlamentswahlen beginnen", erklärte in der vergangenen Woche Azzam al-Ahmad, Verhandlungsführer für die Fatah, der Partei von Mahmoud Abbas, dem Präsidenten der Palästinensischen Autonomiebehörde (PA).

"Die Wahlen sollen in etwa acht Monaten abgehalten werden", bemerkte er und fügte hinzu, dass die Arabische Liga die Einhaltung des Abkommens überwachen werde.

"Unsere Teilung war für die Israelis günstig. Heute dreht sich das Blatt", sagte Musa Abu Marzuk, Beamter der Islamischen Widerstandsbewegung (abgekürzt: Hamas).

Wie Mahmoud al-Zahar, hoher Repräsentant der Hamas, der an den Gesprächen teilgenommen hat, sagt, enthält das am 7. April unterzeichnete Abkommen fünf Punkte, zu denen gemeinsame Sicherheitskräfte und eine Regierung aus "unabhängigen Personen" gehören. Darüber hinaus werden die beiden Parteien die Gefangenen der Gegenseite freilassen.

Die beiden Seiten kamen auch überein, wer einen Sitz im zentralen Wahlkomitee haben und wer unter den zwölf Richtern sein wird, die die Wahlen überwachen werden.

Außerdem wird ein gemeinsames Verteidigungskomitee die palästinensischen Sicherheitskräfte kontrollieren. Die Interimsregierung wird aus Technokraten bestehen, die keiner Partei angehören und von beiden Parteien ernannt werden. Die israelische Regierung benutzt das Abkommen über die Einheit, das diese Woche in Kairo ratifiziert wird, dazu, wirtschaftliche Strafmaßnahmen gegen die Palästinenser zu rechtfertigen.

Der israelische Finanzminister weigerte sich, die etwa 88 Millionen Dollar an Zolleinnahmen und anderen Einnahmen für die Palästinenser an diese weiterzuleiten, wie Israel dies nach den Osloverträgen von 1993 tun muss. Die (israelische) Regierung sagte außerdem, sie denke daran, weitere wirtschaftliche Sanktionen zu verhängen.

Wenn das Geld nicht freigegeben wird, werden mehr als 170.000 Funktionäre der PA im Westjordanland und in Gaza ihre Gehälter nicht bekommen, was ein Chaos zur Folgen haben werde.

Der Premierminister der PA, Salam Fayyad, erklärte, er und seine Kollegen haben sofort Kontakte mit einflussreichen internationalen Persönlichkeiten aufgenommen und sie gebeten, von Israel zu verlangen, die Gelder der PA freizugeben. Der jüdische Staat nimmt jährlich etwa 1.400 Millionen Dollar ein, die den Palästinensern gehören.

Die wirtschaftlichen Erpressungsversuche Israels würden den Prozess der Einigung nicht vereiteln, sagte er und fügte hinzu: "Wir sind entschlossen, trotz dieses Vorgehens (Israels) eine Versöhnung zustande zu bringen."

"Wenn Israel glaubt, wir müssten zwischen dem Frieden mit ihnen und der Hamas wählen, wird jeder Palästinenser sagen, er wähle die Einigung. Auch mit den entzweiten Palästinensern hat es keine Friedensgespräche gegeben", sagte Taufiq Tirawi, politischer Führer der Fatah.

Zur gleichen Zeit fiel der israelische Premierminister Benjamin Netanyahu über die Versöhnungsbemühungen her. "Die PA muss zwischen dem Frieden mit Israel und der Hamas wählen. Der Friede ist nicht mit beiden zu erreichen", sagte Netanyahu in einer vom Fernsehen übertragenen Rede.

Die israelische Regierung wies darauf hin, dass ein Einheitsabkommen, das sowohl die israelische als auch die US-amerikanische Intelligenz überraschte, keine Garantie für den Frieden im Nahen Osten sein werde. Dazu verlangte sie, Abbas solle die islamistische Bewegung, die seit 2007 und der Vertreibung der Fatah den Gazastreifen kontrolliert, weiterhin zurückweisen.

Tirawi antwortete, für den Beginn eines Friedensprozesses sei es nicht notwendig, dass alle Parteien Israel anerkennen und erinnerte daran, dass einige Fraktionen der Organisation für die Befreiung Palästinas (PLO) und der Demokratischen Front für die Befreiung Palästinas mit den Osloverträgen nicht einverstanden waren, aber den Willen der Mehrheit zur Anerkennung Israels akzeptiert haben.

"Wir werden jeden Friedensvertrag mit Israel begrüßen, aber der Siedlungsbau muss gestoppt werden. Der jüdische Staat ist es, der die Siedlungen dem Frieden vorzieht", fügte er hinzu.

Die Einheit der Palästinenser wird als grundlegender Schritt zur Errichtung eines Staates angesehen. Die Palästinenser haben vor, die Frage ihrer Unabhängigkeit vor die Generalversammlung der Vereinten Nationen, die im September zusammentreten wird, zu bringen und erwartet die Anerkennung von 150 Nationen, was weit über der erforderlichen Anzahl liegt.

Netanyahu verlor keine Zeit und versuchte alles, damit sich die Eingung gegen die Palästinenser selber richtet, er verlangte von der internationalen Gemeinschaft, mit der neuen Einheitsregierung nicht zu verhandeln, und erklärte, die Sicherheit Israels sei durch die "terroristische" Bewegung Hamas gefährdet.

Der israelische Außenminister Avigdor Liebermann erklärte, die Hamas werde sich des Westjordanlands bemächtigen.

Quellen aus der israelischen Intelligenz beschuldigten aber Netanyahu, mit der Bedrohung der Sicherheit zu übertreiben und zu versuchen, politischen Nutzen daraus zu ziehen.

Es gebe keinen Weg mehr zurück, sagte Samir Awad von der Universität Birzeit bei Ramallah. Zum Schluss werde doch die internationale Gemeinschaft eine palästinensische Einheitsregierung unterstützen. Und er fügte hinzu: "Die Palästinenser, die autochtone Bevölkerung, hat von Israel als Gegenleistung dafür, dass sie den größten Teil ihres Gebietes an Israel abgetreten und Israel anerkannt haben, nichts bekommen. Jetzt haben sie nichts mehr zu verlieren. Die Ägypter haben mit der Öffnung seines Grenzübergangs von Rafah auf Dauer eine mutige Entscheidung getroffen, und die nationale Einheit ist ein wesentlicher Fortschritt."
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